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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Übersicht: Die Sicherung des Lebensunterhalts als Erteilungsvoraussetzung für Aufenthaltstitel 

Kapitel 2 Abschnitt 1 – Allgemeines 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 4 Abs. 5 Auf-
enthG 

Aufenthaltserlaubnis (AE) für 
türkische StaatsbürgerInnen 
nach Assoziationsabkommen 
EWG/Türkei 

Nein.  Gilt für türkische Arbeitnehmer*innen, die bereits in 
Deutschland arbeiten und somit dem ARB 1/80 un-
terliegen, sowie deren Familienangehörige. Auch ge-
ringfügige Tätigkeit kann zum Arbeitnehmer*innen-
status führen. § 5 AufenthG ist dann nicht anwend-
bar (vgl.: Allgemeine Anwendungshinweise des BMI 
zu ARB 1/80). 

§ 6 Abs. 1 Auf-
enthG 

Visum für die Durchreise oder 
Flughafentransit („A- und B-Vi-
sum“); Schengen-Visum für ei-
nen kurzfristigen Aufenthalt 
(„C-Visum“) 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen 
möglich  

§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 
 

§ 6 Abs. 3 Auf-
enthG 

Nationales Visum für länger-
fristigen Aufenthalt („D-Vi-
sum“) 

Abhängig vom angestrebten Auf-
enthaltszweck 

Zwingendes Absehen in den 
gesetzlich geregelten Fällen. 
Absehen in atypischen Fällen 
möglich. 

Zwingender Verzicht auf LUS z. B. bei: 

 Familiennachnachzug zu deutschen Staats-
angehörigen (§ 28)  

 Familiennachzug zu anerkannten Flüchtlin-
gen, wenn innerhalb von drei Monaten nach 
Anerkennung beantragt. Wenn später bean-
tragt, Absehen nach Ermessen (§ 29 Abs. 2 
AufenthG. 

 Familiennachzug zu subsidiär Geschützten (§ 
36a Abs. 1 Satz 2 AufenthG) 

§ 7 Abs. 1 Satz 
3 AufenthG 

Aufenthaltserlaubnis (AE) in 
Sonderfällen 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen 
möglich 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 
 
 
 
 
 
 

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/migration/anwendungshinweise-assoziationsrecht-ewg-tuerkei.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/migration/anwendungshinweise-assoziationsrecht-ewg-tuerkei.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 1 – Allgemeines 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 9 AufenthG Niederlassungserlaubnis (NE) ja  Im gesetzlich festgelegten 
Rahmen 

Ausnahmen z. B. für Menschen, die wegen einer 
Krankheit oder Behinderung nicht in der Lage sind (§ 
9 Abs. 2 Satz 6 AufenthG), sowie minderjährig Einge-
reiste in Ausbildung oder Schule (§ 35 AufenthG) 

§ 9a – c Auf-
enthG 

Erlaubnis zum Daueraufent-
halt-EU 

ja  nein § 9a Abs. 2 Nr. 2 AufenthG 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

 

Kapitel 2 Abschnitt 3 – Aufenthalt zum Zweck der Ausbildung 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 16 Abs. 1 
AufenthG 

AE zum Zweck des Studiums 
(Anspruch) 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 
 
Als Nachweis der Lebensunterhaltssicherung 
wird verlangt: monatliche Mittel in Höhe des 
monatlichen Bedarfs, der nach den §§ 13 und 
13a Abs. 1 des BAföG bestimmt wird (BAFöG-
Höchstsatz); § 2 Abs. 3 Satz 5 AufenthG.  
 
Die Inanspruchnahme einzelner Hilfen nach SGB 
II / XII kann unschädlich sein, etwa bei Studie-
renden aufgrund einer Schwangerschaft (AVWV 
AufenthG; 2.3.1.1) 

§ 16 Abs. 5 
AufenthG 

AE zur Arbeitsplatzsuche nach 
erfolgreichem Studium 

In der Regel: ja 
 

Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 
 

§ 16 Abs. 6 
Nr. 1 Auf-
enthG 

AE zum Zweck des Studiums 
(Ermessen) 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 
 
Als Nachweis der Lebensunterhaltssicherung 
wird verlangt: monatliche Mittel in Höhe des 
monatlichen Bedarfs, der nach den §§ 13 und 
13a Abs. 1 des BAföG bestimmt wird (BAFöG-
Höchstsatz); § 2 Abs. 3 Satz 5 AufenthG.  
 
Die Inanspruchnahme einzelner Hilfen nach SGB 
II / XII kann unschädlich sein, etwa bei Studie-
renden aufgrund einer Schwangerschaft (AVWV 
AufenthG; 2.3.1.1) 

http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 3 – Aufenthalt zum Zweck der Ausbildung 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 16 Abs. 6 
Nr. 2 Auf-
enthG 

AE zum Zweck des studienvor-
bereitenden Sprachkurses 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich s.o. 

§ 16 Abs. 6 
Nr. 3 Auf-
enthG 

AE für studienvorbereitendes 
Praktikum 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich s.o. 

§ 16 Abs. 7 
AufenthG 

AE zum Zweck der Studienbe-
werbung 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich s.o. 

§ 16 Abs. 9 
AufenthG 

AE für in anderen EU-Staaten-
anerkannte Schutzberechtigte 
für einen Teil des Studiums in 
Deutschland (Austauschpro-
gramme usw.) 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich 

 

s.o. 

§ 16a Auf-
enthG 

Aufenthalt zum Zweck des 
Studiums in Deutschland ohne 
Aufenthaltstitel für bis zu 360 
Tage für Personen mit einem 
Aufenthaltstitel zum Zweck 
des Studiums eines anderen 
EU-Staats („mobile Studie-
rende“)  

Ja nein 
 

§ 16a Abs. 1 Nr. 5 AufenthG 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 3 – Aufenthalt zum Zweck der Ausbildung 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 16b Abs. 1 
AufenthG 

AE für Schulbesuch, Sprach-
kurse, Schüler*innenaus-
tausch 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich 

 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 
 

§ 16b Abs. 3 
AufenthG 

AE für die Arbeitsuche nach 
erfolgreicher schulischer qua-
lifizierter Berufsausbildung 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich 

 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 
 

§ 17 Abs. 1 
AufenthG 

AE für betriebliche Aus- und 
Weiterbildung 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 

§ 17 Abs. 3 
AufenthG 

AE zur Arbeitssuche nach er-
folgreicher, qualifizierter Be-
rufsausbildung 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich 

 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 

§ 17a Abs. 1 
AufenthG 

AE für die Anerkennung einer 
ausländischen Berufsqualifika-
tion 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 

§ 17a Abs. 3 
AufenthG 

AE für die Anerkennung einer 
ausländischen Berufsqualifika-
tion, wenn bereits ein konkre-
tes Arbeitsplatzangebot für 
den angestrebten Beruf vor-
liegt 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 

§ 17a Abs. 4 
AufenthG 

AE nach Anerkennung des 
Berufsabschlusses zur Suche 
eines dem Abschluss entspre-
chenden Arbeitsplatzes für bis 
zu ein Jahr 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 3 – Aufenthalt zum Zweck der Ausbildung 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 17a Abs. 5 
AufenthG 

AE zum Ablegen einer Prüfung 
zur Anerkennung einer aus-
ländischen Berufsqualifika-
tion, wenn ein konkretes Ar-
beitsplatzangebot vorliegt, 
dem die BA zugestimmt hat. 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 

§ 17b Abs. 1 
AufenthG 

AE für studienbezogenes 
Praktikum (max. sechs Mo-
nate)  

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 4 – Aufenthalt zum Zweck der Erwerbstätigkeit 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 18 Abs. 2 bis 4a 
AufenthG 

AE zum Zweck der Be-
schäftigung 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG  

§ 18a Abs. 1 und 
1a AufenthG 

AE für qualifizierte Ge-
duldete zum Zweck der 
Beschäftigung 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 
 
Im Falle von § 18a Abs. 1 Nr. 1c AufenthG ist zu-
sätzliche Voraussetzung, dass die Person inner-
halb des letzten Jahres vor Beantragung der 
Aufenthaltserlaubnis für ihren Lebensunterhalt 
und den ihrer Familienangehörigen oder ande-
ren Haushaltsangehörigen nicht auf öffentliche 
Mittel mit Ausnahme von Leistungen zur De-
ckung der notwendigen Kosten für Unterkunft 
und Heizung angewiesen war. 

§ 18b AufenthG Niederlassungserlaubnis 
für Absolventen deut-
scher Hochschulen 

ja Im gesetzlich festgelegten Rahmen Ausnahmen für Menschen, die wegen einer 
körperlichen, geistigen oder seelischen Krank-
heit oder Behinderung nicht in der Lage sind, 
den Lebensunterhalt zu sichern (§ 9 Abs. 2 Satz 
6 AufenthG i. V. m. § 18b Nr. 4, letzter Halbsatz 
AufenthG). 

§ 18c AufenthG AE zur Arbeitsplatzsuche 
für qualifizierte Fach-
kräfte mit Hochschulab-
schluss 

ja nein § 18c Abs. 1 Satz 1 AufenthG 
 

§ 18d AufenthG AE für Teilnahme am Eu-
ropäischen Freiwilligen-
dienst 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG;  
§ 18d Abs. 1 Nr. 4 AufenthG 
 

§ 19 AufenthG Niederlassungserlaubnis 
für Hochqualifizierte 
(z.B. Wissenschaftler) 

ja nein § 19 Abs. 1 Satz 1 AufenthG 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 4 – Aufenthalt zum Zweck der Erwerbstätigkeit 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 19a Abs. 1 
AufenthG 

Blaue Karte EU In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG  
 
Aber: 
Es wird ein Mindesteinkommen von 53.600 
bzw. 41.808 Euro verlangt (Stand: 2019). 

§ 19a Abs. 6 
AufenthG 

Niederlassungserlaubnis 
für Inhaber*innen einer 
Blauen Karte EU 

ja Im gesetzlich festgelegten Rahmen Ausnahmen für Menschen, die wegen einer 
körperlichen, geistigen oder seelischen Krank-
heit oder Behinderung nicht in der Lage sind, 
den Lebensunterhalt zu sichern (§ 9 Abs. 2 Satz 
6 AufenthG i. V. m. § 19a Abs. 6 Satz 2 Auf-
enthG). 

§ 19b AufenthG ICT-Karte für unterneh-
mensintern transferierte 
Arbeitnehmer*innen in-
nerhalb eines Unterneh-
mens mit Sitz außerhalb 
der EU 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 

§ 19c AufenthG Aufenthalt ohne Aufent-
haltstitel für kurzfristig un-
ternehmensintern transfe-
rierte Arbeitnehmer*in-
nen, die im Besitz eines 
ICT-Aufenthaltstitels eines 
anderen EU-Staats sind 
(bis zu 90 Tage) 

ja nein  

§ 19d AufenthG Mobiler ICT-Karte für län-
gerfristig unternehmensin-
tern transferierte Arbeit-
nehmer*innen, die im Be-
sitz eines ICT-Aufenthalts-
titels eines anderen EU-
Staats sind (mehr als 90 
Tage). 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 



 
 

9 
 

Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 4 – Aufenthalt zum Zweck der Erwerbstätigkeit 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 20 Abs. 1 
AufenthG 

AE für Forscher (gilt nicht im 
Rahmen eines Promotionsstu-
diengangs) 

In der Regel: ja  
 

Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG  

§ 20 Abs. 7 
AufenthG 

AE zum Zweck der Arbeitsu-
che nach Abschluss der For-
schungstätigkeit (neun Mo-
nate) 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 

§ 20 Abs. 8 
AufenthG 

AE für Personen mit internati-
onalem Schutz in einem ande-
ren EU-Staat zum Zweck der 
Forschung 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 

§ 20a Auf-
enthG 

Aufenthalt zum Zweck der 
Forschung ohne Aufenthaltsti-
tel (kurzfristige Mobilität) für 
Personen mit Aufenthaltstitel 
eines anderen EU-Staats zum 
Zweck der Forschung (180 
Tage pro Jahr) 

ja nein § 20a Abs. 1 Nr. 4 AufenthG 

§ 20b Abs. 1 
AufenthG 

AE für Forscher (langfristige 
Mobilität), die im Besitz eines 
Aufenthaltstitels zum Zweck 
der Forschung eines anderen 
EU-Staats sind (mehr als 180 
Tage, max. ein Jahr) 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 

§ 20b Abs. 5 
AufenthG 

AE zum Zweck der Arbeitsu-
che nach Abschluss der For-
schungstätigkeit (neun Mo-
nate) 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 4 – Aufenthalt zum Zweck der Erwerbstätigkeit 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 21 Abs. 1 bis 
2a AufenthG 

AE für selbstständige Tätig-
keit 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 

§ 21 Abs. 4 
Satz 2 Auf-
enthG 

Niederlassungserlaubnis für 
Selbstständige 

ja nein § 21 Abs. 4 Satz 2 AufenthG 

§ 21 Abs. 5 
AufenthG 

AE für Freiberufler*innen In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 5 – Aufenthalt aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 22 Satz 1 
AufenthG 

AE zur Aufnahme aus dem Aus-
land 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich 
 

§ 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG 
 

§ 22 Satz 2 
AufenthG 

AE zur Aufnahme aus dem Aus-
land nach Erklärung des BMI 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich 
 

§ 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG 
 

§ 23 Abs. 1 
AufenthG 

AE nach Aufenthaltsgewährung 
durch die obersten Landesbehör-
den (z.B. „Altfallregelung“) 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich  § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG; abhängig von 
der Aufnahmeanordnung 
 

§ 23 Abs. 2 
AufenthG 

AE nach Aufenthaltsgewährung 
bei besonders gelagerten politi-
schen Interessen 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG; abhängig von 
der Aufnahmeanordnung 
 

§ 23 Abs. 2 
AufenthG 

NE nach Aufenthaltsgewährung 
bei besonders gelagerten politi-
schen Interessen 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG; abhängig von 
der Aufnahmeanordnung 
 

§ 23 Abs. 4 
AufenthG 

AE für „Resettlement“ In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG; abhängig von 
der Aufnahmeanordnung 
 

§ 23a  
AufenthG 

AE in Härtefällen (Härtefallkom-
mission) 

Abhängig von der HFK-Rechtsver-
ordnung und dem individuellen 
Härtefallersuchen 

Absehen nach Ermessen möglich § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG;  
§ 23a Abs. 1 AufenthG 

§ 24  
AufenthG 

AE zum vorübergehenden Schutz 
nach Beschluss des Rates der EU 

nein  § 5 Abs. 3 Satz 1 AufenthG 

§ 25 Abs. 1 
AufenthG 

AE für anerkannte Asylberechtigte nein  § 5 Abs. 3 Satz 1 AufenthG 

§ 25 Abs. 2 
Alt. 1 
 AufenthG 

AE für anerkannte Flüchtlinge nein  § 5 Abs. 3 Satz 1 AufenthG 

§ 25 Abs. 2 
Alt. 2  
AufenthG 

AE für subsidiär Geschützte nein  § 5 Abs. 3 Satz 1 AufenthG 

 



 
 

12 
 

Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

 

Kapitel 2 Abschnitt 5 – Aufenthalt aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 25 Abs. 3 
AufenthG 

AE bei nationalem Abschie-
bungsverbot 

nein  § 5 Abs. 3 Satz 1 AufenthG  

§ 25 Abs. 4 
Satz 1  
AufenthG 

AE zum vorübergehenden Auf-
enthalt aus dringenden humani-
tären oder persönlichen Grün-
den 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG 

§ 25 Abs. 4 
Satz 2  
AufenthG 

AE bei Vorliegen einer außerge-
wöhnlichen Härte 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich  § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG  

§ 25 Abs. 4a 
AufenthG 

AE für Opfer von Menschenhan-
del und Zwangsprostitution 

nein  § 5 Abs. 3 Satz 1 AufenthG  

§ 25 Abs. 4b 
AufenthG 

AE für Opfer von Arbeitsausbeu-
tung 

nein  § 5 Abs. 3 Satz 1 AufenthG  

§ 25 Abs. 5, 
AufenthG 
 

AE bei rechtlichem oder tatsäch-
lichen Ausreisehindernis 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich  § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG  

§ 25a Abs. 1 
AufenthG 

AE für gut integrierte Jugendli-
che oder Heranwachsende nach 
vierjährigem Aufenthalt 

In der Regel: ja Während einer schulischen oder beruf-
lichen Ausbildung oder einem Hoch-
schulstudium schließt die Inanspruch-
nahme öffentlicher Leistungen zur Si-
cherstellung des eigenen Lebensunter-
halts nicht aus. 

§ 25a Abs. 1 Satz 2 AufenthG 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 5 – Aufenthalt aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 25a Abs. 2 
Satz 1  
AufenthG 

AE für die Eltern der gut inte-
grierten Jugendlichen oder 
Heranwachsenden 

ja nein 
 

§ 25a Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AufenthG 
 

§ 25a Abs. 2 
Satz 2  
AufenthG 

AE für die weiteren Kinder von 
Eltern mit AE nach § 25a Abs. 2 
Satz 1 AufenthG 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG 

§ 25a Abs. 2 
Satz 3  
AufenthG 

AE für den Ehegatten oder Le-
benspartner*in der gut inte-
grierten Jugendlichen oder 
Heranwachsenden 

ja nein 
 

§ 25a Abs. 2 Satz 3 AufenthG i. V. m.  
§ 25a Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AufenthG 
 

§ 25a Abs. 2 
Satz 5  
AufenthG 

AE für die Kinder der gut inte-
grierten Jugendlichen oder 
Heranwachsenden 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG 

§ 25b Abs. 1 
AufenthG 

AE bei nachhaltiger Integration 
(„Bleiberechtsregelung“) 

In der Regel „überwiegende“ Le-
bensunterhaltssicherung oder 
positive Prognose 

Im gesetzlich festgelegten Rahmen § 25a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AufenthG.  
 
Vorübergehender Bezug von Sozialleistun-
gen ist in bestimmten Konstellationen un-
schädlich (§ 25a Abs. 1 Satz 3 AufenthG). 
Vollständiges Absehen von der überwiegen-
den LUS, wenn sie wegen einer körperli-
chen, geistigen oder seelischen Krankheit o-
der Behinderung oder aus Altersgründen 
nicht erfüllt werden kann. (§ 25a Abs. 3 Auf-
enthG) 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 5 – Aufenthalt aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 25b Abs. 4 
AufenthG 

AE für Ehegatten, dem Lebens-
partner und minderjährigen le-
digen Kindern von Bleibebe-
rechtigten 

In der Regel „überwiegende“ Le-
bensunterhaltssicherung oder 
positive Prognose 

Im gesetzlich festgelegten Rahmen s.o. 
 

§ 26 Abs. 3  
Satz 1 
AufenthG 

NE für anerkannte Asylberech-
tigte und Personen mit Inter-
nationalem Schutz nach 5 Jah-
ren Aufenthalt 

„überwiegende Lebensunter-
haltssicherung“ 

Im gesetzlich festgelegten Rahmen Ausnahmen für Menschen, die wegen einer 
körperlichen, geistigen oder seelischen 
Krankheit oder Behinderung nicht in der 
Lage sind, den Lebensunterhalt zu sichern (§ 
9 Abs. 2 Satz 6 AufenthG i. V. m. § 26 Abs. 3 
Satz 2 AufenthG) sowie für Personen im 
Rentenalter (§ 26 Abs. 3 Satz 2 AufenthG). 

§ 26 Abs. 3  
Satz 3 
AufenthG 

NE für anerkannte Asylberech-
tigte und Personen mit Inter-
nationalem Schutz nach 3 Jah-
ren Aufenthalt 

„weit überwiegende“ Lebensun-
terhaltssicherung 

keine  

§ 26 Abs. 4 Auf-
enthG 

NE für sonstige humanitäre 
Aufenthaltszwecke nach 5 Jah-
ren Aufenthalt 

ja Im gesetzlich festgelegten Rahmen Ausnahmen für Menschen, die wegen einer 
körperlichen, geistigen oder seelischen 
Krankheit oder Behinderung nicht in der 
Lage sind, den Lebensunterhalt zu sichern (§ 
9 Abs. 2 Satz 6 AufenthG i. V. m. § 26 Abs. 4 
Satz 2 AufenthG) 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 6 – Aufenthalt aus familiären Gründen 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 28 Abs. 1 Nr. 
1 AufenthG 

AE für Ehegatten und Lebens-
partner von Deutschen 

In der Regel: nein In atypischen Ausnahmefällen darf LU-
Sicherung verlangt werden 

§ 28 Abs. 1 Satz 3 AufenthG 
 
„Dies kann in Einzelfällen in Betracht kom-
men bei Doppelstaatern in Bezug auf den 
Staat, dessen Staatsangehörigkeit sie neben 
der deutschen besitzen, oder bei Deut-
schen, die geraume Zeit im Herkunftsland 
des Ehegatten gelebt und gearbeitet haben 
und die Sprache dieses Staates sprechen.“ 
(AVWV AufenthG, Randnummer 28.1.1.0)  
 
Dies ist jedoch wohl unvereinbar mit der 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts; Urteil v. 04.09.2012; 10 C 12.12 

§ 28 Abs. 1 Nr. 
2 AufenthG 

AE für minderjährige Kinder 
von Deutschen 

nein  § 28 Abs. 1 Satz 2 AufenthG 
 

§ 28 Abs. 1 Nr. 
3 AufenthG 

AE für Eltern von minderjähri-
gen deutschen Kindern 

nein 
 

 § 28 Abs. 1 Satz23 AufenthG 
 

§ 28 Abs. 2  
AufenthG 

NE für Familienangehörige von 
Deutschen 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 AufenthG,  
AVWV AufenthG, Randnummer 28.2.1 

§ 28 Abs. 2  
AufenthG 

Verlängerung der AE bei Fort-
bestehen der familiären Le-
bensgemeinschaft 

In der Regel: nein In atypischen Fällen (nur) bei Ehegatten 
darf LU-Sicherung verlangt werden 

§ 28 Abs. 2 Satz 3 AufenthG;  
AVWV AufenthG, Randnummer 28.2.5: 
 
Es gelten die Regelungen der erstmaligen 
Erteilung. Das heißt: Bei Kindern oder Eltern 
deutscher Staatsangehöriger darf die LU-Si-
cherung nie verlangt werden, bei Ehegatten 
oder Lebenspartner*innen nur in besonde-
ren Ausnahmefällen (siehe Anmerkung zu § 
28 Abs. 1). Aber selbst dies dürfte der 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts widersprechen. 
 

http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
https://www.bverwg.de/040912U10C12.12.0
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 6 – Aufenthalt aus familiären Gründen 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 30 Abs. 1 Auf-
enthG 

AE für Ehegatten oder Lebens-
partner*innen von Auslän-
der*innen 

nein  § 29 Abs. 2 Satz 2 AufenthG 
 
Beim Ehegattennachzug zu anerkannten 
Flüchtlingen oder Resettlement-Flüchtlin-
gen, wenn Antrag auf Ehegattennachzug in-
nerhalb von drei Monaten nach Anerken-
nung gestellt wird. 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich § 29 Abs. 2 Satz 1 AufenthG 
 
Beim Ehegattennachzug zu anerkannten 
Flüchtlingen oder Resettlement-Flüchtlin-
gen, unabhängig von der Drei-Monats-Frist. 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 AufenthG 
in allen anderen Fällen 
 

§ 30 Abs. 3  
AufenthG 

AE bei Fortbestehen der eheli-
chen Lebensgemeinschaft 

nein  § 29 Abs. 2 Satz 2 AufenthG 
 
Beim Ehegattennachzug zu anerkannten 
Flüchtlingen oder Resettlement-Flüchtlin-
gen, wenn Antrag auf Ehegattennachzug in-
nerhalb von drei Monaten nach Anerken-
nung gestellt wurde. 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich § 30 Abs. 3 AufenthG 
 
in allen anderen Fällen 

§ 31 Abs. 1 
AufenthG 

AE für eigenständiges Aufent-
haltsrecht nach Trennung oder 
Scheidung 
 
 
 
 

 

nein  § 31 Abs. 4 Satz 1 AufenthG 



 
 

17 
 

Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 6 – Aufenthalt aus familiären Gründen 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 31 Abs. 2  
AufenthG 

AE für eigenständiges Aufent-
haltsrecht nach Trennung oder 
Scheidung in Härtefällen 

In der Regel: nein „Zur Vermeidung von Missbrauch“ 
kann die Verlängerung versagt werden, 
wenn der Ehegatte „aus einem von ihm 
zu vertretenden Grund auf Leistungen 
nach dem Zweiten oder Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch angewiesen ist.“  

§ 31 Abs. 4 Satz 1 AufenthG ;  
§ Abs. 2 Satz 4 AufenthG 

§ 31 Abs. 3 
AufenthG 

NE nach Trennung oder Schei-
dung 

ja keine § 31 Abs. 3 AufenthG 
NE muss erteilt werden, wenn Lebensunter-
halt des Ehegatten „durch Unterhaltsleis-
tungen aus eigenen Mitteln des Auslän-
ders“ gesichert ist und dieser eine Nieder-
lassungserlaubnis oder eine Erlaubnis zum 
Daueraufenthalt – EU besitzt. 

§ 31 Abs. 4  
AufenthG 

Verlängerung des eigenständi-
gen Aufenthaltsrechts nach 
erstmaliger Erteilung 

Ermessen Ausnahme z. B. bei Unzumutbarkeit der 
Erwerbstätigkeit wegen Erziehung klei-
nerer Kinder 
 
 
 
 

§ 31 Abs. 4 Satz 2 AufenthG; 
AVWV AufenthG; Randnummer 31.4 

  

http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 6 – Aufenthalt aus familiären Gründen 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 32 AufenthG AE für minderjährige Kinder 
von Ausländer*innen 

nein  § 29 Abs. 2 Satz 2 AufenthG 
 
Beim Kindernachzug zu anerkannten Flücht-
lingen oder Resettlement-Flüchtlingen, 
wenn Antrag auf Kindernachzug innerhalb 
von drei Monaten nach Anerkennung ge-
stellt wird. 

In der Regel: ja Absehen nach Ermessen möglich § 29 Abs. 2 Satz 1 AufenthG 
 
Beim Kindernachzug zu anerkannten Flücht-
lingen oder Resettlement-Flüchtlingen, un-
abhängig von der Drei-Monats-Frist. 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 AufenthG 
 
in allen anderen Fällen 

§ 33 Satz 1 
 AufenthG 

AE für im Inland geborene Kin-
der, nur ein Elternteil hat eine 
Aufenthaltserlaubnis 

nein Ermessen § 33 Satz 1 AufenthG; 
AVWV AufenthG; Randnummer 33.0 

§ 33 Satz 2 
 AufenthG 

AE für im Inland geborene Kin-
der, beide Elternteile oder der 
allein personensorgeberech-
tigte Elternteil haben eine Auf-
enthaltserlaubnis 

nein keine § 33 Satz 2 i. V. m. § 33 Satz 1 AufenthG 

§ 34 Abs. 1  
AufenthG 

Verlängerung der AE bei Fort-
bestand der ehelichen Lebens-
gemeinschaft 

nein keine § 34 Abs. 1 Satz 1 AufenthG 

§ 34 Abs. 2 und 
3 AufenthG 

AE als eigenständiges Aufent-
haltsrecht für volljährig gewor-
dene Kinder 
 
 
 

 

In der Regel ja Ermessen AVWV AufenthG; Randnummer 34.3 
§ 35 Abs. 3 Satz 1 und 2 AufenthG 

http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 6 – Aufenthalt aus familiären Gründen 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 35 AufenthG NE für über 16jährige Kinder 
nach fünfjährigem Aufenthalt 

ja während Schul- oder Berufsausbildung 
oder während Hochschulstudium 
 

§ 35 Abs. 1 Nr. 3 AufenthG: 
Ausnahmen von der Lebensunterhaltssiche-
rung ist zwingend während Schul- oder Be-
rufsausbildung oder während Hochschulstu-
dium 
 
 

wegen einer körperlichen, geistigen o-
der seelischen Krankheit oder Behinde-
rung 

§ 35 Abs. 4 AufenthG: 
Ausnahmen von der Lebensunterhaltssiche-
rung ist zwingend, wenn sie wegen einer 
körperlichen, geistigen oder seelischen 
Krankheit oder Behinderung nicht erfüllt 
werden kann. 
 

Ansonsten: Ermessen § 35 Abs. 4 AufenthG: 
Ausnahmen  in allen anderen Fällen nach 
Ermessen möglich 

§ 36 Abs. 1  
AufenthG 

AE für die Eltern von unbeglei-
teten minderjährigen aner-
kannten Asylberechtigten, Per-
sonen mit Internationalem 
Schutz oder im Resettlement 
Aufgenommene 

nein  § 36 Abs. 1 AufenthG 

§ 36 Abs. 2  
AufenthG 

AE für sonstige Familienange-
hörige bei Vorliegen einer au-
ßergewöhnlichen Härte 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 AufenthG 

§ 36a AufenthG AE für Familienangehörige von 
Personen mit subsidiärem 
Schutz 

nein  § 36a Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz AufenthG 
§ 36a Abs. 2 Satz 4 AufenthG 
 
„Integrationsaspekte“ können berücksich-
tigt werden. 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Kapitel 2 Abschnitt 7 – Besondere Aufenthaltsrechte 
Art des Titels 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 37 Abs. 1 
 AufenthG 

AE für Rückkehrberechtigte ja Ermessen im Falle von Zwangsehe im 
Ausland  

§ 37 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG 
§ 37 Abs. 2a AufenthG 

§ 37 Abs. 4  
AufenthG 

Verlängerung der AE für Rück-
kehrberechtigte 

nein  § 37 Abs. 4 AufenthG 

§ 37 Abs. 5  
AufenthG 

AE für Rückkehrberechtigte bei 
deutschem Rentenbezug 

In der Regel: Ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 AufenthG 

§ 38 AufenthG NE oder AE für ehemalige 
Deutsche 

In der Regel: ja Absehen in besonderen Fällen möglich § 38 Abs. 3 AufenthG 

§ 38a AufenthG AE für in einem anderen Uni-
onsstaat langfristig Aufent-
haltsberechtigte 

In der Regel: ja Absehen in atypischen Fällen möglich § 5 Abs. 1 Satz 1 AufenthG  
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Sonstige Aufenthaltspapiere 
Art des Papiers 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 81 Abs. 3 Satz 
1 AufenthG 

Fiktionsbescheinigung („Er-
laubnisfiktion“) 

nein  Die tatsächliche Erteilung des beantragten 
Aufenthaltstitels kann von der Lebensunter-
haltssicherung abhängig sein. Dies ist ab-
hängig von den jeweiligen Regelungen des 
beantragten Aufenthaltstitels. 

§ 81 Abs. 3 Satz 
2 AufenthG 

Fiktionsbescheinigung („Dul-
dungsfiktion“) 

Nein 

 
 Die allgemeinen Erteilungsvoraussetzungen 

von § 5 gelten nicht für die Erteilung einer 
Duldung und daher auch nicht für die Ertei-
lung einer Duldungsfiktion. 

§ 81 Abs. 4 Auf-
enthG 

Fiktionsbescheinigung („Fort-
geltungsfiktion“) 

nein 
 

 Die tatsächliche Verlängerung des bean-
tragten Aufenthaltstitels kann von der Le-
bensunterhaltssicherung abhängig sein. 
Dies ist abhängig von den jeweiligen Rege-
lungen des beantragten Aufenthaltstitels. 
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Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ 

Sonstige Aufenthaltspapiere 
Art des Papiers 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 60a AufenthG Duldung Nein  Die allgemeinen Erteilungsvoraussetzun-
gen von § 5 AufenthG gelten nicht für die 
Erteilung einer Duldung. Lediglich bei der 
Erteilung einer Ermessensduldung nach § 
60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG kann die Le-
bensunterhaltssicherung berücksichtigt 
werden. 

§ 55 AsylVfG Aufenthaltsgestattung Nein 

 
 Die allgemeinen Erteilungsvoraussetzun-

gen von § 5 AufenthG gelten nicht für die 
Erteilung einer Aufenthaltsgestattung. 

§ 63a AsylG „Ankunftsnachweis / BÜMA“ nein  Die allgemeinen Erteilungsvoraussetzun-

gen von § 5 AufenthG gelten nicht für die 

Erteilung einer Aufenthaltsgestattung und 

damit auch nicht für die Erteilung eines 

Ankunftsnachweises / BÜMA. 
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Freizügigkeitsgesetz: Aufenthaltskarte für Familienangehörige von Unionsbürger*innen 
Art des Papiers 
 

Lebensunterhaltssicherung (LUS) 
erforderlich für die Erteilung? 

Ausnahmen Anmerkungen 

§ 5 FreizügG Aufenthaltskarte für freizügig-
keitsberechtigte Familienange-
hörige von Unionsbürger*in-
nen 

In der Regel: nein Nur für Familienangehörige von Uni-
onsbürger*innen mit einem Freizügig-
keitsrecht als Nicht-Erwerbstätige sind 
ausreichende Existenzmittel und Kran-
kenversicherungsschutz Voraussetzung. 
 
 

§ 3 Abs. 1 Satz 2 FreizügG, § 4 FreizügG 

Für Familienangehörige in absteigender 
Linie, die älter sind als 20 Jahre, sowie 
für Familienangehörige in aufsteigen-
der Linie muss ein Teil des Lebensun-
terhalts als Unterhalt geleistet werden 

§ 3 Abs. 2 Nr. 2 FreizügG 

§ 4a FreizügG Daueraufenthaltskarte für Fa-
milienangehörige von Unions-
bürger*innen 

In der Regel: nein Nur für Familienangehörige von Uni-
onsbürger*innen mit einem Freizügig-
keitsrecht als Nicht-Erwerbstätige sind 
ausreichende Existenzmittel und Kran-
kenversicherungsschutz Vorausset-
zung.. 
 
 

Nach Erwerb des Daueraufenthaltsrechts ist 
die Lebensunterhaltssicherung nicht mehr 
von Relevanz.  

Für Familienangehörige in absteigender 
Linie, die älter sind als 20 Jahre, sowie 
für Familienangehörige in aufsteigen-
der Linie muss ein Teil des Lebensun-
terhalts als Unterhalt geleistet werden 

Nach Erwerb des Daueraufenthaltsrechts ist 
die Unterhaltszahlung nicht mehr von Rele-
vanz. 

 

Diese Tabelle ist als erster Überblick gedacht, die keinesfalls jeden Einzelfall berücksichtigt und zwar den Anspruch auf Vollständigkeit hat, diesem aber vermutlich nicht 

gerecht werden kann. 
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